
"Es begab sich aber zu der Zeit, dass ein Gebot von dem Kaiser 
Augustus ausging, dass alle Welt geschätzt würde. Und diese Schätzung 
war die allererste und geschah zu der Zeit, da CyreniusLandpfleger in 

Syrien war."Lukas-Evangelium 2,1-2



Wissenschaft und Technik wurden früh zu 
Ermittlungszwecken eingesetzt und zur

Datenerhebung genutzt:

Indirekte Ermittlungen von Bevölkerungszahlen für Steuerzwecke 
lassen sich bereits um 2700 v.Chr. in Ägypten nachweisen.
Im RömischenReich gab es seit dem 6.Jahrhundert v.Chr. alle fünf 
Jahre Volkszählungen und Erhebungen über die Einkünfte der 
römischen Bürger.

Seit 1870 - Fotografie

Seit 1890 - Messverfahren unveränderlicher Körpermerkmale

Um 1900 herum - Daktyloskopie (Fingerabdruckverfahren)



ÅVor- und Zunamen,

ÅGeschlecht,

ÅAlter,

ÅVerhältnis zum Haupte der Familie oder des 
Haushalts,

ÅZivilstand,

ÅBeruf oder Beschäftigung,

ÅReligionsbekenntnis,

Åim gewöhnlichen Verkehr gesprochene Sprache,

ÅKenntnis des Lesens und Schreibens,

ÅHerkunft, Geburtsort und Staatsangehörigkeit,

ÅWohnort und Art des Aufenthalts am Zählungstag 
(ob dauernd oder vorübergehend anwesend bzw. 
abwesend),

ÅBlindheit, Taubstummheit, Blödsinn und 
Kretinismus, Geisteskrankheit.

Der Internationale Statistische Kongress 1872 in Sankt Petersburg stellte die Empfehlung auf, welche 
persönlichen Daten bei jeder Volkszählung erfragt werden sollten

genannte Personendaten bilden im Allgemeinen auch heute noch die Grundlage jeder Erhebung.



Gesetz gegen die gemeingefährlichen 
Bestrebungen der Sozialdemokratie
.Vom 21. Oktober 1878

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc. verordnen im Namen des 
Reiches nach erfolgter Zustimmung des Bundesrates und des Reichstages, was folgt:

§1
Vereine, welche durch sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische Bestrebungen den 
Umsturz der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung bezwecken, sind zu verbieten.
Dasselbe gilt von Vereinen, in welchen sozialdemokratische, sozialistische oder kommunistische auf den 
Umsturz der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung gerichtete Bestrebungen in einer den 
öffentlichen: Frieden, insbesondere die Eintracht der Bevölkerungsklassen gefährdenden Weise zu Tage 
treten.
Den Vereinen stehen gleich Verbindungen jeder Art. [...]"[1]

https://www.spd-geschichtswerkstatt.de/wiki/Sozialistengesetz#cite_note-1


Grundlage: Spitzelberichte / verdeckte 
Ermittlung

Aufgrund des zunächst auf zweieinhalb Jahre befristeten und danach 
regelmäßig verlängerten Sozialistengesetzes wurden Unterverbände, 
Druckschriften und Versammlungen der Sozialdemokraten, namentlich der 
Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP) und ihr nahestehender Organisationen, 
vor allem Gewerkschaften, verboten. Verstöße gegen das Gesetz wurden oft 
mit Geldstrafen oder auch mit Gefängnishaft geahndet. Viele Sozialisten 
setzten sich unter dem politischen Druck des Gesetzes ins ausländische Exil 
ab, vor allem nach Frankreich, die Schweiz oder England. 

5ŀǎ {ƻȊƛŀƭƛǎǘŜƴƎŜǎŜǘȊ ōŜƪŅƳǇŦǘŜ ŘƛŜ {ƻȊƛŀƭŘŜƳƻƪǊŀǘŜƴ ŀƭǎ αwŜƛŎƘǎŦŜƛƴŘŜά ǳƴŘ 
erschwerte nachhaltig die Integration von Arbeitern und Sozialdemokratie in 
Staat und Gesellschaft. Die faktische politische Ausbürgerung der 
sozialdemokratischen Opposition ging mit einer sozialen Ausbürgerung einher, 
der zufolge Sozialdemokraten materiell entrechtet und am Arbeitsplatz 
verfolgt wurden.



Spezialkarteien:
Bei Ermittlungen angefallene Informationen über Personen 

wurden bereit im 19. Jahrhundert Spezialkarteien geführt, vor 
1933 gibt es keine Belege, dass versucht wurde ALLE männlichen 
Homosexuellen zu erfassen allerdings gibt es viele Beispiele aus 

einzelnen Orten schon zu Kaiserzeit:

1869: Urningsslistenüber 2000 in Berlin lebende Homosexuelle
1898 Petition durch August Bebel Abschaffung §175 aufgrund der 
hohen Zahl und gesellschaftsübergreifenden Struktur der Liste ς

Bau von 2 Gefängnissen, wenn die Polizei handeln würde: 
Konsequente Anwendung unmöglich

§175  - stellte sexuelle Handlungen
zwischen ᶑPersonen unter Strafe

1. Januar 1872
Reichsstrafgesetzbuch

1. September 1935
Verschärfung  durch Anhebung Höchststrafe von sechs Monaten auf fünf Jahre Gefängnis



Nach 1969 forderte die Schwulenbewegung zusätzlich zur 
Abschaffung des Paragraphen §мтр ŘƛŜ ±ŜǊƴƛŎƘǘǳƴƎ ŘŜǊ ǎƻƎΦ αǊƻǎŀ 
[ƛǎǘŜƴά

2005: Beschwerde des Verein lesbischer und schwuler 
Polizeibedienstetere.V. (Velspol) in Nordrhein-Westfalen ςSoftware 
IGVP im Einsatz Bayerns, Thüringens und Nordrhein-Westfalens.
Homosexuelle wurden hier als besondere Tätergruppe. Die Ermittler
verwendeten ein Computerprogramm mit einem speziellen Register 
für Schwule und Lesben, ihre Treffpunkte wurden als potenzielle 
Tatorte klassifiziert.



https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/f/fd/Aktion_brand.jpg

https://www.t4-denkmal.de/Das-Meldebogenverfahren
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